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WAS HÄLT PLURALE UND KOMPLEXE GESELLSCHAFTEN ZUSAMMEN
UND WAS STÄRKT DIE ZIVILGESELLSCHAFT?

Erkenntnisse der Netzwerkforschung und Sozialpsychologie

Heiner Keupp

Thesen, die zum Bildungsforum „Vernetzung und Vertrauen. Was hält plurale und
komplexe Gesellschaften zusammen?“ in der Evangelischen Akademie Iserlohn am

08.09.2005 vorgelegt wurden

THESE 1

Traditionellerweise werden Gesellschaften durch den gemeinsamen Überlebens-
kampf, durch Zwang und Gewalt, den „Feind“, durch gemeinsame Ideologien,
durch eine Verfassungsordnung, mit der sich Menschen identifizieren können,
durch materielle Interessen oder durch Emotionen zusammengehalten. Was
trägt davon heute noch in einer pluralen und komplexen Gesellschaft? Ist es
nur noch das Medium Geld, das den „Laden zusammenhält“? Es ist vor allem
die Erwerbsarbeit, die wie ein „Zivilreligion“ bei der Mehrheit der Bürgerinnen
und Bürger wirkt und vor deren Altar in periodischen Wahlritualen – wie in die
diesen Tagen - von allen Parteien Schwüre und Bekenntnisse abgelegt werden.
Es gibt gute Gründe, die industriegesellschaftliche Fixierung an die Erwerbsar-
beit aufzubrechen, da diese Fixierung zu einer zynischen Ideologie verkommen
ist. Sie ist dafür verantwortlich, dass ein immer größerer Anteil der Bevölke-
rung entwertet wird. Trotzdem halten viele Politiker an der Illusion einer Voll-
erwerbsgesellschaft fest. In Wahlkämpfen wird eine solche Illusionsproduktion
in Wählerstimmen umgemünzt und sie rächt sich in Gestalt einer wachsenden
Politikverdrossenheit. Die erlebte Erosion des Vertrauens in unsere politisch-ge-
sellschaftliche Ordnung ist vor allem die Erosion der Vollerwerbsgesellschaft.
Sie hat Jahrzehnte wie in einem Container die gesellschaftliche Integration ab-
gesichert. Es ist aber nicht die Erwerbsarbeit selbst, die – sozialpsychologisch
betrachtet – den gesellschaftlichen Zusammenhalt ermöglicht hat, sondern sie
war eher ein dominantes Realisierungsmedium für die basalen Prozesse sozialer
Verortung: Vertrauen, Zugehörigkeit, Anerkennung und Handlungsfähigkeit.
Inwiefern kann eine zivilgesellschaftliche Perspektive hier alternative Impulse
setzen?

THESE 2

Die Idee der aktiven Bürgergesellschaft hat zur Zeit nicht gerade eine Spitzen-
platz in der Hitparade politisch aktueller Themen, obwohl ihre Umsetzung ge-
rade jetzt von größter Bedeutung wäre. Das war vor einiger Zeit deutlich an-
ders. Der Bundestag hatte in der Legislaturperiode 1998 – 2002 eine Enque-
te-kommission zur Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements eingesetzt, die
einen gewaltigen Ausstoß von papierenen Empfehlungen produzierte. Auch
durch das Internationale Jahr der Freiwilligen 2001 ist dem Thema Freiwilli-
genengagement sehr viel Aufmerksamkeit geschenkt worden. Die politisch
hochgehängten Diskurse zur Zivilgesellschaft sind seltener geworden. In der Re-
gierungserklärung für die Legislaturperiode 2002 – 2006 kam das Thema
kaum mehr vor. In den Wahlprogrammen der wichtigsten vier Parteiformatio-
nen bekommt das Thema auch keinen besonders prominenten Platz, auch
wenn es überall inzwischen in der politischen „Gebetsmühle“ gespeichert ist
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und auf Abruf bereit liegt. Das ist umso erstaunlicher, als die Politik immer
mehr Verantwortung an die Bürger weiterreichen möchte, allerdings meist ver-
kürzt auf die Perspektive, dass die Risikovorsorge vom Staat auf den einzelnen
verschoben werden soll. Es ist keine Perspektive der aktiven Beteiligung von
Bürgern an der Entwicklung des Gemeinwesens erkennbar, sondern eher eine
Stimmung der Demoralisierung, die auf einer fatalen Koalition von Bürgerverd-
rossenheit der Politik und Politikerverdrossenheit der Bürger beruht.

THESE 3

Die aktuelle Politik läßt immer mehr zukunftsfähige Perspektiven vermissen. Sie
ist oft auf ein „muddling through“ reduziert. Sie reduziert sich auf eine Verwal-
tung des Mangels. Die oft diagnostizierte „Politikverdrossenheit“ der Menschen
ist mindestens ebenso eine „Bürgerverdrossenheit“ der Politik. Bürgerinnen und
Bürger erleben sich oft als „Reservearmee“ oder als „Notstromaggregat“, die
von der Politik nur dann aktiviert werden, wenn sie in fiskalischen Nöten
steckt. Wir brauchen einen Paradigmenwechsel von Politik, der dem Staat die
Rolle eines ermöglichenden oder aktivierenden Teils von Politik zuweist und im
wesentlichen die „Selbstsorge“ der Bürgerinnen und Bürger im Sinne des Em-
powermentprinzips ermöglichen soll. Das vermehrte Interesse an der Idee der
Zivilgesellschaft hat mit dem wachsenden Bewusstsein zu tun, dass weder ein
„fürsorglicher“ noch ein „obrigkeitlicher Staat“ die adäquaten Antworten auf
den gesellschaftlichen Strukturwandel sein können. Auch die neoliberalen Kon-
zepte des ultraflexiblen „Unternehmer des eigenen Selbst“, die „Ichlinge“, sind
fragwürdige Angebote für eine souveräne Bewältigung der Anforderung im glo-
balisierten Kapitalismus. Es kommt vielmehr auf die Förderung zivilgesellschaft-
licher Kompetenzen an. Eine Zivilgesellschaft lebt von dem Vertrauen der
Menschen in ihre Fähigkeiten, im wohlverstandenen Eigeninteresse gemeinsam
mit anderen die Lebensbedingungen für alle zu verbessern. Zivilgesellschaftliche
Kompetenz entsteht dadurch – und hier greife ich eine Formulierung der Ot-
tawa Charta der Weltgesundheitsorganisation auf - ,dass man sich um sich
selbst und für andere sorgt, dass man in die Lage versetzt ist, selber Entschei-
dungen zu fällen und eine Kontrolle über die eigenen Lebensumstände auszu-
üben sowie dadurch, dass die Gesellschaft, in der man lebt, Bedingungen her-
stellt, die allen ihren Bürgerinnen und Bürgern dies ermöglichen" (Ottawa
Charta 1986). Die Potentiale dafür sind durchaus vorhanden, bedürfen aber
einer neuen Wahrnehmung und Förderung. In der Ottawa-Charta ist eine ent-
sprechende Vision formuliert. Dort heißt es: Gesundheitsförderung "zielt auf
einen Prozess, allen Menschen ein höheres Maß an Selbstbestimmung über ihre
Lebensumstände und Umwelt zu ermöglichen und sie damit zur Stärkung ihrer
Gesundheit zu befähigen". Und etwas später: "Gesundheit wird von Menschen
in ihrer alltäglichen Umwelt geschaffen und gelebt: dort, wo sie spielen, lernen,
arbeiten und lieben. Gesundheit entsteht dadurch, daß man sich um sich selbst
und für andere sorgt, daß man in die Lage versetzt ist, selber Entscheidungen
zu fällen und eine Kontrolle über die eigenen Lebensumstände auszuüben sowie
dadurch, daß die Gesellschaft, in der man lebt, Bedingungen herstellt, die allen
ihren Bürgern Gesundheit ermöglichen". In einer solchen Perspektive wird die
allseitige und nachhaltige Förderung des bürgerschaftliche Engagement zum
zentralen Anliegen von Politik.

THESE 4

Die Bundesrepublik befindet sich in einer Phase des dramatischen gesellschaftli-
chen Wandels, der mit Schlagworten wie Globalisierung, Pluralisierung und In-
dividualisierung angedeutet ist. Dieser Wandel erfasst nicht nur den ökonomi-
schen und politischen Bereich, sondern bedeutet – in den Wort von Manuel
Castells einen „qualitativen Wandel in der menschlichen Erfahrung.“ Die Kon-
sequenzen einer sich herausbildenden globalen Netzwerkgesellschaft „breiten
sich über den gesamten Bereich der menschlichen Aktivität aus, und transfor-
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mieren die Art, wie wir produzieren, konsumieren, managen, organisieren, le-
ben und sterben“ (Castells). Von diesem Wandel ist auch das bürgerschaftliche
Engagement und die es tragende Motivlagen und Werthaltungen betroffen. Ein
tief greifender Wertewandel hat die ganze Bevölkerung der Bundesrepublik er-
fasst. Selbstentfaltungswerte gewinnen und traditionelle Pflichtwerte verlieren
an Bedeutung. Diese Entwicklung wird oft als Tendenz zum Egoismus missver-
standen. Es ist vielmehr eine Tendenz zu mehr Eigeninitiative, Eigensinn und
Selbstsorge, die eine wichtige Quelle bürgerschaftlichen Engagements darstellt.
Es gibt in der Bundesrepublik also ein gutes motivationales Potential für bürger-
schaftliches Engagement, aber dieses ist durch vorhandene institutionelle Felder
nicht einfach abrufbar, sondern es bedarf neuer Gelegenheitsstrukturen. Die
motivationale Basis für bürgerschaftliches Engagement hat sich verändert und
sie findet in traditionellen Formen der Organisierung von ehrenamtlicher Tätig-
keit kaum den erforderlichen Resonanzboden. Eine nachhaltige Aktivierung und
Förderung bürgerschaftlichen Engagements bedarf neuer Rahmenbedingungen
und Unterstützungsformen. Der aktuelle gesellschaftliche Wandel löst das Pas-
sungsverhältnis zwischen individuellen Motiven und Bedürfnissen und politisch-
gesellschaftlichen Arrangements der Nachkriegsordnung erkennbar auf. Das
empirisch nachgewiesene Engagementpotential eignet sich nicht dazu, die Syn-
chronisationslücken im traditionell angelegten staatlichen Handeln kompensa-
torisch zu füllen. Hier ist ein Paradigmenwechsel von Politik erforderlich, der
dem bürgerschaftlichen Engagement eine aktiv-gestaltende Rolle einräumt.

THESE 5

Die verfügbaren Daten rechtfertigen die Aussagen, dass es in der Bundesrepu-
blik ein hohes Aktivitätsniveau von 30 bis 40% freiwilligen sozialen Engage-
ments gibt und dass es ein noch brachliegendes Potential gibt. Rückgängen im
Engagement vor allem bei Kirchen, Verbänden, Gewerkschaften und Parteien
stehen Zuwächse bei Vereinen, Selbsthilfegruppen, Freiwilligenagenturen,
Tauschringe und vor allem im Alltagsbereich gegenüber. Die vorhandenen Po-
tentiale bürgerschaftlichen Engagement werden sich teils in autochthonen
selbstaktiven Handlungsfeldern entfalten, sie können aber auch durch die
Schaffung neuer „Gelegenheitsstrukturen“ in vielfältiger Form gefördert. So
können zeitgerechte reflexive Passungen zwischen Engagementmotiven und
entsprechenden Handlungsangeboten entstehen. Gerade diese neuen Ansätze
bedürfen eines öffentlichen Diskurses, in dem an Beispielen „guter Praxis“ neue
Passungsmöglichkeiten sichtbar gemacht werden.
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